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Kleine Anfrage 

der Abgeordneten Müller (Berlin) , Müller (Remscheid) , 
Dr. Böhmer Frau Kalinker Franke (Osnabrück), 
Geisenhofer, Horten, Dr. Götz und Genossen 


betr. Mutterschaftsgeld 


Nach dem Mutterschutzgesetz besteht in Übereinstimmung mit 
dem Internationalen Übereinkommen Nr. 103 (Mutterschutz) 
für die Dauer von sechs Wochen unmittelbar vor der Nieder- 
kunft (§ 3) und für acht Wochen nach der Niederkunft (§ 6) ein 
Beschäftigungsverbot. Für diese Zeiten sollten Frauen ursprüng- 
lich nach dem § 11 vom Arbeitgeber mindestens den Durch- 
schnittsverdienst der letzten 13 Wochen bzw. der letzten drei 
Monate vor Beginn der Schutzfrist oder nach § 13, wenn sie in 
der gesetzlichen Krankenversicherung versichert sind, Mutter- 
schaftsgeld nach den Vorschriften der RVO zu Lasten des Bun- 
des erhalten. Nach § 200 a RVO waren als Mutterschaftsgeld 
„das um die gesetzlichen Abzüge verminderte durchschnittliche 
kalendertägliche Arbeitsentgelt der letzten drei abgerechneten 
Kalendermonate . . . vor der Schutzfrist" vorgesehen. Dieser 
Regelung stimmten alle Fraktionen im Bundestag zu. 

Bei der ersten Lesung des Gesetzentwurfs in der 175. Sitzung 
der 4. Wahlperiode am 25. März 1965 erklärte Frau Abgeord- 
nete Rudoll für die SPD-Fraktion u. a.: „Wir sind der Meinung, 
daß bei der Mutterschaft im ganzen eine gesellschaftspolitische 
Aufgabe vorliegt ... Es darf nicht nur zu einem überwälzen der 
Kosten auf die Krankenversicherung führen." 

Nach dem Finanzänderungsgesetz 1967 vom 21. Dezember 1967 
wurden aufgrund der damaligen Situation die ursprünglichen 
Vorschriften insoweit geändert, als das Mutterschaftsgeld min- 
destens 3,50 DM, höchstens 25 DM für den Kalendertag beträgt 
und der Bund nach § 200 d RVO den Kassen „für jeden Lei- 
stungsfall . . . einen Pauschbetrag von 400 DM" zahlt. 
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Wir fragen die Bundesregierung: 

1. Wie hoch waren die durchschnittlichen Kosten für jeden 
Entbindungsfall in den Jahren 1967 bis 1969 einschließlich? 

2. Können schon jetzt Angaben über die Höhe der Kosten im 
Jahre 1970 gemacht werden? 

3. Um wieviel sind die Löhne und Gehälter der weiblichen 
Arbeitnehmer in den Jahren von 1967 bis 1970 im Durch- 
schnitt gestiegen? 

4. In welchem Umfange werden die einzelnen Krankenkassen 
(aufgegliedert nach AOK, Land-, Betriebs- und Innungs- 
Krankenkassen sowie Ersatzkassen) durch das Mutter- 
schaftsgeld belastet? 

5. Inwieweit wird die Höhe der derzeitigen Beiträge zur 
gesetzlichen Krankenversicherung durch die steigenden 
Kosten für jeden Entbindungsfall beeinflußt? 

6. Hält es die Bundesregierung für zumutbar, daß die Kranken- 
versicherten jetzt schon mit 70 ^/o bis 80 Vo der durch das 
Mutterschutzgesetz entstehenden Kosten belastet werden, 
obwohl nach allgemeiner Auffassung „Mutterschaft keine 
Krankheit" ist? 

7. Hält die Bundesregierung die derzeitige Regelung, sofern 
sie nicht nur für eine begrenzte Zeit gedacht ist, mit dem 
Internationalen Übereinkommen Nr. 103 vereinbar? 

8. Besteht die Absicht, 

a) im Rahmen der Fortschreibung der Mittelfristigen Finanz- 
planung einen über 400 DM hinausgehenden Pausch- 
betrag für jeden Entbindungsfall vorzusehen, und wenn 
ja, ab wann und in welcher Höhe oder 

b) in absehbarer Zeit dem Bundestag eine Vorlage zu 
unterbreiten, die der ursprünglichen Absicht des Gesetz- 
gebers Rechnung trägt? 


Bonn, den 13. Juli 1971 
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